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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Mit 117 zu 66 Stimmen nahm der Nationalrat in der Sommersession 2022 ein Postulat
von Christian Dandrès (sp, GE) an, das einen Bericht darüber verlangte, wie
bundesrätliche Fehlinformationen während Abstimmungskampagnen angefochten und
korrigiert werden könnten. Es gehe ihm um die Gewährleistung der freien
Meinungsbildung der Bürgerinnen und Bürger, wie Dandrès seinen Vorstoss
begründete. Er warf dem Bundesrat etwa vor, bei der Abstimmung über das
Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT) im
Abstimmungsbüchlein Fehlinformationen verbreitet zu haben. Zudem habe er dort
auch unterschlagen, dass das PMT mit den Menschenrechten unvereinbar sei.
Behördeninformationen seien zentral für die Meinungsbildung. Wenn sie aber falsch
und nicht transparent seien, sei dies auch deshalb ein Problem, weil bundesrätliche
Information nicht von einem Gericht überprüft werden könnten. Mit dem Postulat solle
nun insbesondere untersucht werden, wie solche Fehlinformationen angefochten
werden könnten. Bundeskanzler Walter Thurnherr vertrat in der Debatte die
Empfehlung des Bundesrats, das Postulat abzulehnen. Die Bundeskanzlei habe bereits
seit einigen Jahren verschiedene Massnahmen ergriffen, um die Qualität der
Informationen in den Abstimmungserläuterungen zu sichern – eine enge
Zusammenarbeit mit den Departementen, Checklisten zur Qualitätssicherung durch das
federführende Departement und Ämterkonsultationen. Fehler, die passieren könnten,
würden zudem in standardisierten Prozessen aufgearbeitet, um das Verfahren weiter zu
verbessern. Die geschlossen stimmenden Fraktionen von SP, GP und SVP erachteten
diese Massnahmen wohl als zu wenig griffig und verhalfen dem Anliegen zum Erfolg. 1
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